
 

  

S 6 RJ 651/03

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 16
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 6 RJ 651/03
Datum 05.04.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 R 263/04
Datum 21.02.2006

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Augsburg vom 5. April 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig ein Anspruch auf GewÃ¤hrung von Altersrente.

Mit am 05.08.2002 eingegangenem Schreiben vom 22.07.2002 beantragte der
KlÃ¤ger eine Altersrente aus der Deutschen Rentenversicherung. Er verweist auf ein
Schreiben des BaustoffgroÃ�handels K. S. F. vom 05.10.1972, mit dem gegenÃ¼ber
dem marokkanischen Konsulat eine BeschÃ¤ftigungsabsicht bekannt gegeben wird.
Aus dem nachgesandten Antrag der marokkanischen SozialversicherungstrÃ¤gers
(DMA 01) wird als Geburtsdatum des KlÃ¤gers "1932" angegeben. Eine
marokkanische Versicherungsnummer ist nicht vergeben.

Auf Anfrage teilt die LVA Hessen der Beklagten mit, dass Versicherungskarten nicht
vorhanden seien. Dabei fragte die Beklagte sowohl unter der Namensschreibweise
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"C." als auch unter der Schreibweise "C." sowie unter dem Geburtsdatum "1932" an.
Eine Anfrage bei der AOK F. unter den gleichen Personenangaben blieb ebenso wie
eine Anfrage beim Einwohnermeldeamt der Stadt F. ergebnislos.

Mit Bescheid vom 23.04.2003 wurde der Rentenantrag aufgrund fehlender
nachgewiesener oder glaubhaft gemachter deutscher Versicherungszeiten
abgelehnt. Der Widerspruch wurde unter Hinweis auf einen mitÃ¼bersandten
Abrechnungsstreifen Ã¼ber eine Lohnzahlung an den KlÃ¤ger (Schreibweise "C.")
gefÃ¼hrt. Dieser weist zwar als Zahltag den "30.06." auf, nennt jedoch keinerlei
Arbeitgebernamen oder Jahreszahl. Gleichzeitig wurde ein Schreiben der
Bauunternehmung J. S. GmbH, das die Angabe eines EmpfÃ¤nger des
SchriftstÃ¼cks nicht enthÃ¤lt, vorgelegt, in dem dieser fÃ¼r die Benutzung einer
Wohnbaracke einen Unkostenbeitrag einfordert. Dieser werde bei der nÃ¤chsten
Lohnabrechnung fÃ¼r den Monat August 1965 einbehalten.

Die Beklagte fragte daraufhin bei der IKK F. sowie nochmals bei der AOK F.
bezÃ¼glich des Zeitraumes 1965 bis 1969 nach. Die Anfragen blieben erneut
erfolglos.

Daraufhin wurde der Widerspruch mit Bescheid vom 13.11.2003 zurÃ¼ckgewiesen.

Dagegen hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht Augsburg erhoben. Das
Sozialgericht hat die Klage ohne weitere Ermittlungen durch Gerichtsbescheid vom
05.04.2004 abgewiesen. Die allgemeine Wartezeit sei nicht erfÃ¼llt. Es ergeben
sich keinerlei Anhaltspunkte fÃ¼r weitere Ermittlungen.

Gegen diese Entscheidung hat der KlÃ¤ger Berufung zum Bayer.
Landessozialgericht eingelegt. Er trÃ¤gt vor, in Deutschland beschÃ¤ftigt gewesen
zu sein. Er benÃ¶tige nunmehr eine finanzielle UnterstÃ¼tzung.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Augsburg vom 05.04.2004 aufzuheben und die Beklagte unter Aufhebung des
Bescheides vom 23.04.2003 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
13.11.2003 zu verurteilen, ihm Altersrente zum frÃ¼hestmÃ¶glichen Zeitpunkt zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Senat hat zunÃ¤chst beim Gewerberegister der Stadt F. a.M. AuskÃ¼nfte zu
den von dem KlÃ¤ger genannten Arbeitgebern (Firma S. , Firma S.) eingeholt. Die
Firma T. S. GmbH, Rechtsnachfolgerin der frÃ¼heren Firma K. S. teilte am
24.11.2004 mit, Unterlagen aus den 60er oder 70er Jahren nicht mehr zu besitzen.
Ein frÃ¼herer Mitinhaber der Firma J. S. GmbH, Herr H. R. erklÃ¤rte am 30.11.2004
schriftlich, dass die Firma J. S. 1973 in Konkurs gegangen sei. Er sei technischer
Betriebsleiter gewesen und kÃ¶nne Ã¼ber die BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse
frÃ¼herer Mitarbeiter keine Angaben machen. Auch besitze er keine Unterlagen
mehr. Ein weiterer Mitinhaber und die Personalverwalter seien zwischenzeitlich
verstorben.
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Nach der Aufforderung durch den Senat, sÃ¤mtliche noch vorhandenen Unterlagen,
die eine Beitragszahlung fÃ¼r ein versicherungspflichtiges
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis nachweisen kÃ¶nnten, vorzulegen, Ã¼bersandte der
KlÃ¤ger einen Arbeitsvertrag zwischen ihm und der Firma J. S. vom 02.11.1971
Ã¼ber eine BeschÃ¤ftigung als Maurer vom 01.02.1972 bis zum 31.01.1973. Hierin
wird das Geburtsdataum mit "1922" angegeben. Des Weiteren wurde Ã¼bersandt
eine Arbeitsbescheinigung zum Zwecke der Ausstellung einer Berufswochenkarte
der Nahverkehrsbetriebe F â�¦ Darin bestÃ¤tigte die Firma S. am 23.03.1966 das
Bestehen eines lohnsteuerpflichtigen ArbeiterverhÃ¤ltnisses.

Im Ã�brigen teilte der KlÃ¤ger mit, dass durch ein marokkanisches
Standesamtsgesetz es in der Vergangenheit zu einer NamensÃ¤nderung gekommen
sei. FrÃ¼her sei er unter dem Namen "D. M. " bekannt gewesen. Beigelegt wird eine
BestÃ¤tigung der Ã¶rtlichen MeldebehÃ¶rde vom 04.07.2005. Aus dieser Urkunde
geht auch hervor, dass das bisherige Geburtsdatum "1922" in "1932" geÃ¤ndert
wurde.

Die LVA Rheinprovinz teilte auf Anfrage des Senates, die unter den verschiedenen
Namen, Schreibweisen und Geburtsdaten gefÃ¼hrt wurde, mit, dass
Versicherungskarten nicht Ã¼bersandt werden kÃ¶nnen, da Karten von
Versicherten die das 80. Lebensjahr vollendet haben, entsprechend den
gesetzlichen Bestimmungen vernichtet wÃ¼rden. Unter dem Geburtsdatum "1932"
haben keine Versicherungszeiten gefunden werden kÃ¶nnen.

Unter Angabe der verschiedenen Namen und der beiden Geburtsjahre und ihrer
Schreibweisen und der bisher ermittelten Arbeitsbeziehungen hat der Senat
nochmals bei der AOK Hessen nachgefragt. Diese Ã¼bersandte die Fotokopie einer
Mitgliedskarte Ã¼ber einen "D. C., geboren 1922 in B. , Marokko"
(Ã¼bereinstimmende deutsche Anschrift). Darin sind versicherungspflichtige
VersicherungsverhÃ¤ltnisse bei der Firma S. im Zeitraum 29.11.1967 bis zum
20.09.1972, jeweils unterbrochen in den FrÃ¼hjahrmonaten, aufgelistet. Die
Mitgliedskarte trÃ¤gt die Kartennummer 1.

Die angefÃ¼hrten 43 Pflichtbeitragsmonate wurden durch die Beklagte nachfolgend
als glaubhaft gemacht anerkannt.

Mit Schreiben vom 14.11.2005 teilte der KlÃ¤ger sinngemÃ¤Ã� mit,
rentenrechtliche marokkanische Zeiten nicht zurÃ¼ckgelegt zu haben.

FÃ¼r die weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der beigeogenen
Verwaltungsakten, der beigezogenen Streitakte des Sozialgerichts Augsburg sowie
der Verfahrensakte des Bayer. Landessozialgerichts Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage erweist sich als nicht begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger erfÃ¼llt die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Altersrente
nicht.
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Daher hat das Sozialgericht die Klage im Ergebnis zu Recht abgewiesen.

Versicherte haben Anspruch auf Altersrente nur dann, wenn sie das 65. Lebensjahr
vollendet und die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben (Â§ 35 SGB VI). Der KlÃ¤ger
erfÃ¼llt jedoch die allgemeine Wartezeit von 60 Monaten Beitragszeit nicht (Â§Â§
50, 51 SGB VI). Beitragszeiten sind dabei insbesondere Zeiten, fÃ¼r die nach
Bundesrecht PflichtbeitrÃ¤ge oder freiwillige BeitrÃ¤ge gezahlt worden sind (Â§ 55
Abs.1 SGB VI). Freiwillige BeitrÃ¤ge wurden nicht entrichtet.

Die Entrichtung von PflichtbeitrÃ¤gen setzt den Nachweis der Zahlung voraus (Â§
197 Abs.1 SGB VI). Der Nachweis eines versicherungspflichtigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses genÃ¼gt nicht. Wurden BeschÃ¤ftigungszeiten den
TrÃ¤gern der Rentenversicherung ordnungsgemÃ¤Ã� gemeldet, ist die
Beitragszahlung zu vermuten (Â§ 199 Abs.1 Satz 1 SGB VI). Ferner ist eine
BeschÃ¤ftigungszeit ab dem 01.01.1973 als Beitragszeit anzuerkennen, wenn
Versicherte glaubhaft machen kÃ¶nnen, eine versicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigung gegen Arbeitsentgelt ausgeÃ¼bt zu haben, fÃ¼r die entsprechende
BeitrÃ¤ge gezahlt worden sind oder der Arbeitnehmeranteil vom Arbeitsentgelt
abgezogen worden ist (Â§ 203 SGB VI). Machen Versicherte fÃ¼r Zeiten vor dem
01.01.1973 die AusÃ¼bung einer versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung gegen
Arbeitsentgelt glaubhaft, die vor dem Ausstellungstag einer Versicherungskarte
liegt oder nicht auf der Versicherungskarte bescheinigt ist und fÃ¼r die
entsprechende BeitrÃ¤ge gezahlt worden sind, ist die BeschÃ¤ftigungszeit als
Beitragszeit ebenfalls anzuerkennen. FÃ¼r die Anwendung des Â§ 203 Abs.2 SGB VI
bedarf es einer Eintragung in die Versicherungskarte nicht (Â§ 286 Abs.5, Abs.6).

In Anwendung dieser GrundsÃ¤tze sind, wie dies zwischenzeitlich auch die Beklagte
anerkannt hat, die in der Mitgliedskarte der AOK Hessen aufgefÃ¼hrten
Mitgliedszeiten aufgrund versicherungspflichtiger BeschÃ¤ftigung zwischen dem
29.11.1967 und dem 20.09.1972, die durch mehrmonatige Unterbrechung
gekennzeichnet sind, als glaubhaft gemachte Beitragszeiten anzuerkennen (43
Beitragsmonate).

Die weiteren vom KlÃ¤ger vorgelegten Unterlagen, soweit sie den Zeitraum vor dem
29.11.1967 betreffen, stellen starke Indizien in Richtung eines
versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses gegen Arbeitsentgelt dar,
machen jedoch in keiner Weise die Entrichtung darauf bezogener
RentenversicherungsbeitrÃ¤ge Ã¼berwiegend wahrscheinlich. Der vorgelegte
einzelne Lohnstreifen enthÃ¤lt zwar Angaben Ã¼ber die LohnhÃ¶he sowie die
Entrichtung von SozialversicherungsbeitrÃ¤gen, jedoch, Ã¼ber die Angabe "Juni"
hinaus, keine zeitliche Bestimmung. Aus diesem Grund kann nicht als glaubhaft
angesehen werden, dass es sich um eine Lohnzahlung bezÃ¼glich eines vor dem
29.11.1967 bestehenden ArbeitsverhÃ¤ltnis bei Beitragsentrichtung handelt.

Der vorgelegte Arbeitsvertrag vom 02.11.1971 zwischen dem KlÃ¤ger und dem
Bauunternehmen J. S. , F. , Ã¼ber eine befristete BeschÃ¤ftigung als Maurer vom
01.02.1972 bis zum 31.01.1973, ist, was die Zeit bis zum 20.09.1972 angeht, im
Versicherungsverlauf erfasst. BezÃ¼glich des Zeitraums 21.09.1972 bis
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31.01.1973, steht der Annahme eines fortbestehenden ArbeitsverhÃ¤ltnisses, das
angegebene Austrittsdatum zum 20.09.1972 aufgrund einer Abmeldung am
05.10.1972 nach Marokko, entgegen. Die Ausreise nach Marokko mag dabei im
Zusammenhang mit dem Beginn einer ArbeitsunfÃ¤higkeit vom 18.09.1971
gestanden haben, die ebenfalls auf der Mitgliedskarte vermerkt ist (Quetschung
linke GroÃ�zehe).

Nachdem die Mitgliedskarte der AOK die laufende Nummer "1" trÃ¤gt, was gegen
das frÃ¼here Bestehen einer Gesamtsozialversicherungsbeitragsentrichtung
spricht, kann weder ein vorangegangenes BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis mit
Beitragsentrichtung noch ein durchgehendes versicherungspflichtiges
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis als glaubhaft gemacht angesehen werden.

Auch das Schreiben der Firma K. S. an das marokkanische Konsulat vom
05.10.1972, das eine Bitte um VerlÃ¤ngerung des Reisepasses des KlÃ¤gers
aufgrund in Aussicht genommener BeschÃ¤ftigung enthÃ¤lt, kann eine Fortsetzung
des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses bei Beitragsentrichtung nicht glaubhaft machen.

Eine Nachentrichtung der fehlenden BeitrÃ¤ge ist nicht mÃ¶glich. Eine wirksame
Beitragszahlung im Sinne des Â§ 197 Abs.1 SGB VI ist ebenfalls unmÃ¶glich, da der
Anspruch auf ihre Zahlung verjÃ¤hrt ist (Â§ 25 SGB IV).

Davon abgesehen ist dem KlÃ¤ger die Entrichtung freiwilliger BeitrÃ¤ge nicht
gestattet (Art.4 Abs.1 Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und
dem KÃ¶nigreich Marokko Ã¼ber soziale Sicherheit vom 25.03.1981 i.V.m. Nr.2
Buchstabe d des Schlussprotokolls).

Der Senat sieht keinen Anhaltspunkt fÃ¼r weitere Ermittlungen, zumal fÃ¼r
VersicherungsverhÃ¤ltnisse marokkanischer Arbeitnehmer eine besondere
ZustÃ¤ndigkeit der LVA Rheinprovinz bestand.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde dafÃ¼r, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs.2 Nrn. 1 und 2 SGG) sind
nicht erkennbar.

Erstellt am: 12.04.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               5 / 5

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/197.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/25.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

